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Indigene Mobilisierung in 
Lateinamerika: ein wenig  
genutztes Potenzial
Anaïd Flesken
Im September 2014 findet die Weltkonferenz über indigene Völker der Vereinten Natio­
nen statt, um erfolgreiche Praktiken und Perspektiven zur Verwirklichung indigener 
Rechte zu diskutieren. Doch in Lateinamerika sind indigene Völker nach wie vor mar­
ginalisiert und Konflikte zwischen indigenen und staatlichen Akteuren weiterhin aus­
geprägt. 
Analyse
Trotz der Anerkennung der Rechte indigener Völker in Lateinamerika in den vergan­
genen Dekaden bleiben diese weiterhin ökonomisch, politisch und sozial benachteiligt. 
Indigene Völker und Organisationen mobilisieren vermehrt gegen Armut und gesell­
schaftliche Diskriminierung. 
  Marginalisierung, Ressourcenabbau und Infrastrukturprojekte gefährden nicht nur 
die Umwelt und indigene Lebensgrundlagen, sondern schüren auch Konflikte zwi­
schen der indigenen Bevölkerung und staatlichen sowie nichtstaatlichen Akteuren.
  Die indigene Bevölkerung Lateinamerikas ist stark heterogen, die Grenzen zwischen 
den Volksgruppen sind fließend und die Selbstidentifikation ist vor allem subjektiv. 
Bei einer Mobilisierung entlang dieser Identitäten steht daher nicht das Zusammen­
gehörigkeitsgefühl im Vordergrund, sondern die gemeinsamen Probleme.
  Trotz einiger Ausnahmen beschränkt sich die Mobilisierung häufig auf die lokale 
Ebene. Mangelnde Ressourcen, unzureichende politische Einflussmöglichkeiten und 
fehlender Konsens innerhalb der indigenen Organisationen verhindern eine über­
greifende nationale Mobilisierung.
Schlagwörter:  Lateinamerika, indigene Bevölkerungen, Marginalisierung, Bürgerrechte,  
gesellschaftliche/politische Bewegung
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Indigene Mobilisierung in Lateinamerika
Mit dem Jahreswechsel 2014/2015 endet die Zweite 
Internatio nale Dekade der indigenen Völker, die 
im Jahr 2004 von den Vereinten Nationen (VN) 
ausgerufen wurde, um Diskriminierung zu ver­
ringern und indigene Partizipation und Entwick­
lung zu fördern. Im September 2014 findet dazu 
die VN­Weltkonferenz über indigene Völker statt, 
auf der „gute Praktiken“ und Perspektiven für die 
Verwirklichung indigener Rechte diskutiert wer­
den sollen. Lateinamerikas indigene Völker sind 
nach wie vor marginalisiert, Konflikte mit staatli­
chen und nichtstaatlichen Akteuren stehen auf der 
Tagesordnung. Obwohl viele indigene Gemein­
schaften gegen materielle Armut und gesellschaft­
liche Diskriminierung protestieren, ist die Mobi­
lisierung entlang indigener Identitätslinien nicht 
so stark, wie es die Missstände einerseits und die 
verstärkte internationale Aufmerksamkeit anderer­
seits vermuten ließen. Erkenntnisse der Sozialen 
Bewegungsforschung helfen, diese Diskrepanz zu 
erklären.
Kollektive Mobilisierung setzt voraus, dass 
sich eine gesellschaftliche Gruppe als solche wahr­
nimmt. Die Mobilisierung entlang indigener wie 
anderer ethnischer Identitäten entwickelt sich 
nicht automatisch aus vermeintlichen biologischen 
oder kulturellen Gemeinsamkeiten. Indigenität ist 
nicht eindeutig definiert. Sie ist kein Merkmal einer 
„natürlichen“ kollektiven Gruppenzugehörigkeit, 
sondern wurde erst mit der Kolonisierung durch 
Europäer konstruiert. Diese fassten die ansons­
ten stark heterogene Bevölkerung für Adminis tra­
tionszwecke zu einer Gruppe zusammen. Heute 
leben etwa 50 Millionen indigene Einwohner aus 
etwa 600 verschiedenen Völkern in Lateinameri­
ka. Bolivien erkennt beispielsweise 36,  Venezuela 
51 und Kolumbien sogar 86 verschiedene indigene 
Völker an. Weder die Größe der einzelnen Völker 
noch die Abgrenzungen zwischen den Völkern 
sind aber klar definiert. Indigenität existiert des­
halb in erster Linie nur als Gegensatz zur weißen 
und mestizischen Bevölkerung,1 wobei auch hier 
die Grenzen fließend sind. 
Tabelle 1 illustriert die demographische Diver­
sität Lateinamerikas. Die Zahlen zur indigenen 
Bevölkerung beruhen allerdings auf umstrittenen 
Schätzungen, denn die individuelle ethnische Iden­
tifikation ist sehr subjektiv. So bezeichneten sich in 
1 Die mestizischen Einwohner haben sowohl europäische als 
auch indigene Vorfahren.
der bolivianischen Volkszählung im Jahr 2001 noch 
62 Prozent der Bevölkerung als indigen, während 
es 2012 nur noch 41 Prozent waren. Je größer der 
Anteil indigener Einwohner in einem Land, desto 
mehr Gehör sollten diese in der Politik des Lan­
des bekommen. In Bolivien wie auch in anderen 
Ländern wird jedoch die Methode der Volkszäh­
lungen von indigenen Organisationen infrage ge­
stellt. In Argentinien wird beispielsweise argumen­
tiert, viele Argentinier würden sich aus Angst vor 
Diskriminierung nicht öffentlich als indigen be­
zeichnen; der Anteil der indigenen Bevölkerung sei 
real höher, als in nationalen Statistiken angegeben.
Indigene Mobilisierung entsteht daher nicht au­
tomatisch aus einem vorgegebenen Zusammenge­
hörigkeitsgefühl, sondern ist Folge des Zusammen­
spiels mehrerer Faktoren: Voraussetzung ist, dass 
Mitglieder der als indigen definierten Bevölke­
rung unter ähnlichen Problemen (wie Armut oder 
Diskriminierung) leiden. Darüber hinaus spielen 
aber auch die Verfügbarkeit von Ressourcen, spe­
zifische historische Erfahrungen sowie die Existenz 
von Gegnern und Verbündeten eine wichtige Rolle. 
Im Folgenden wird beispielhaft gezeigt, wie diese 
Faktoren dazu beitragen, ob sich indigene Völker 
mobilisieren, ob ihre Proteste Unterstützung fin­
den und ob sie trotz erfolgsversprechender Anfän­
ge schnell an Schlagkraft verlieren.
Aktuelle Konflikte
Trotz der unklaren Definition von Indigenität sind 
ethnische Zugehörigkeit und sozioökonomischer 
Status in Lateinamerika eng miteinander verbun­
den. Ob nach Hautfarbe, Muttersprache, ländlicher 
Herkunft oder Selbstdefinition kategorisiert: Der 
indigenen Bevölkerung geht es im Durchschnitt 
schlechter als der nichtindigenen, und dies gilt für 
Einkommen ebenso wie für Bildungsgrad, Ernäh­
rung, Gesundheit und Lebenserwartung.2 Ver­
schiedene indigene Gruppen haben in den ver­
gangenen Jahren verstärkt gegen staatliche und 
nichtstaatliche Akteure mobilisiert, um eine dro­
hende weitere Verschlechterung ihrer Situation zu 
verhindern. Eine zentrale Rolle spielen dabei Kon­
flikte im Zusammenhang mit dem Abbau von Res­
sourcen (vor allem Bergbau) und Infrastrukturpro­
jekten (Straßenbau und Elektrizität).
Der Besitz von Land und Ressourcen ist zuneh­
mend konzentriert, vielfach haben sich internati­
2  Zu Detailinformationen siehe IWGIA 2013.
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onale Konzerne eingekauft. Waldrodungen, die 
Einführung von Monokulturen und andere Maß­
nahmen haben gravierende Folgen für die Umwelt 
und verunreinigen Trink­ und Grundwasser. Eines 
der derzeit umstrittensten Minenprojekte in Süd­
amerika ist die geplante Conga Gold­ und Kupfer­
mine im Nordwesten Perus. Ihr Bau erfordert die 
Trockenlegung von vier Bergseen, was die regio­
nale Trinkwasserversorgung gefährdet. Der Kon­
flikt um die Mine forderte im Jahr 2012 fünf Tote 
und fünfzig Verletzte. Seit über einem Jahr zelten 
Anwohner um die Bergseen, um diese zu schüt­
zen, doch die Verhängung eines Ausnahmezu­
stands und verstärkte Polizeipräsenz verhinder­
ten die Ausweitung der Proteste. Auch in Argen­
tinien, Ecuador, Guatemala, Kolumbien, Mexiko, 
Nicaragua, Panama und Venezuela protestierten 
indigene Gruppen in den Jahren 2012 und 2013 ge­
gen Bergbauprojekte, Ölbohrungen und extensive 
Landwirtschaft; auch hier gab es Verletzte.
Weitere Konflikte entstehen durch Infrastruk­
turprojekte wie Schnellstraßen und Kraftwerke in 
indigenen Gebieten, weil deren Bau das Land für 
Bearbeitung und Tourismus unbrauchbar macht. 
Zu den Folgen gehören Umweltprobleme und 
Überflutungen. International bekannt sind die Pro­
teste gegen den Belo Monte Staudamm in Brasi­
lien (Peters 2011) und die Schnellstraße durch das 
 TIPNIS­Gebiet (Territorio Indígena y Parque Na­
cional Isiboro Securé, Nationalpark und indigenes 
Territorium Isiboro Securé) in Bolivien (Garzón 
und Schilling­Vacaflor 2012). Daneben verschärf­
ten sich im Jahr 2012 auch die Proteste der  Huave­ 
und Zapotec­Völker im mexikanischen Oaxaca ge­
gen die Ausweitung der Windkraftanlagen auf der 
Tehuantepec­Landenge sowie die der Teribe­ und 
Brunca­Völker in Costa Rica gegen den El Diquís­
Staudamm.
Formen der Mobilisierung
Neben institutionalisierten Formen des politischen 
Protests, wie Petitionen, Gerichtsverfahren oder 
parlamentarische Abstimmungen, nutzen indi­
gene Gemeinschaften oftmals auch nichtinstitutio­
nalisierte Formen, vor allem Protestmärsche und 
Streiks, aber auch Hungerstreiks und – teils gewalt­
same – Straßenblockaden und Hausbesetzungen. 
Im bolivianischen TIPNIS­Konflikt marschierten 
im April 2012 Aktivisten von der Stadt Beni zum 
620 Kilometer entfernten Regierungssitz in La Paz, 
um einen politischen Kurswechsel zu erreichen. In 
Ecuador marschierten indigene Organisationen 700 
Kilometer in die Hauptstadt Quito, um gegen ein 
transnationales Minenprojekt zu protestieren. Seit 
Tabelle 1: Offizielle Schätzungen zum Anteil der indigenen Bevölkerung in Lateinamerika
Quelle: Eigene Zusammenstellung aus IWGIA (2011, 2013) und den Zensusinformationen der jeweiligen Länder.
Land Anzahl der Angehörigen des 
indigenen Bevölkerungsteils
Prozentualer Anteil an der 
Gesamtbevölkerung
Anzahl der Völker/ 
Sprachen
Argentinien 600.329 1,6 über 18 Völker
Bolivien 2.811.011 41 36 Völker
Brasilien 817.000 0,42 etwa 200 Völker, inkl. 
67 Völker in Isolation
Chile 1.369.563 8 9 Völker
Costa Rica 104.143 2,42 8 Völker
Ecuador 830.418 6,8 14 Völker
El Salvador 11.500 1,5 4 Völker
Guatemala 6.000.000 60 24 Völker
Honduras 520.000 11,2 7 Völker
Kolumbien 1.378.884 3,4 87 Völker, 65 Sprachen
Mexiko 15.703.474 14,9 62 Sprachen
Nicaragua 440.000 6,1 7 Völker
Panama 417.559 12,7 7 Völker
Paraguay 108.803 2 20 Völker
Peru 9.000.000 ­ 13.200.000 31 ­ 45 über 51 Völker
Uruguay 115.118 3,5 (nicht erfasst)
Venezuela 725.128 2,2 51 Völker
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2010 protestieren Qom­Gemeinschaften in Argen­
tinien mit Besetzungen, Blockaden und Hunger­
streiks gegen Landnahmen.
Zur Mobilisierung indigener Gemeinschaften 
kommt es, wie im Fall Argentiniens, vielfach auf­
grund lokalspezifischer Probleme. Viele Protestak­
tionen werden aber auch von regionalen oder natio­
nalen Organisationen durchgeführt, die sich als In­
teressenvertreter der indigenen Bevölkerung sehen. 
Hier kann man auch von panindigener Mobilisie­
rung sprechen, da Organisationen mehrerer Völker 
zusammenkommen, um als indigene Völker – statt 
als lokale Bauern oder Arbeiter oder völkerspezi­
fisch beispielsweise als Aymara oder Zapotec – zu 
agieren. Nationale indigene Organisationen sind in 
Bolivien und Ecuador besonders stark, existieren 
aber auch in Ländern mit geringerer indigener Be­
völkerung, wie Brasilien, Kolumbien oder Panama. 
In Guatemala und Peru hingegen, Ländern mit be­
deutenden indigenen Bevölkerungen, beschränken 
sich indigene Organisatio nen auf die lokale oder re­
gionale Ebene (Van Cott 2005; Pallister 2013). 
In einigen Ländern gingen aus indigenen Or­
ganisationen Politiker und politische Parteien her­
vor, wie beispielsweise das Movimiento al Socialis­
mo (Bewegung zum Sozialismus) in Bolivien oder 
das Movimiento de Unidad Plurinacional Pacha­
kutik (Plurinationale Einheitsbewegung Pachaku­
tik [Zeitenwende]) in Ecuador. Erfolgreiche Par­
teien etablierten sich aber auch in Ländern mit ver­
gleichsweise geringer indigener Bevölkerung, so 
wie die Alianza Social Independiente (Unabhän­
gige Soziale Allianz, früher Indigene Soziale Alli­
anz) in Kolumbien oder die YATAMA (Yapti Tas­
ba Masraka Nanih Aslatakanka, Söhne von Mutter 
Erde) in Nicaragua. In Guatemala und Peru wiede­
rum sind nur vereinzelte indigene Abgeordnete in 
lokalen und nationalen politischen Gremien ver­
treten. Trotz der großen Bevölkerungsanteile sind 
hier bislang keine national erfolgreichen indigenen 
Parteien entstanden (Pallister 2013; Raymond und 
Arce 2013).
Seit den 1990er Jahren sind Lateinamerikas in­
digene Organisationen auch verstärkt und mit 
durchaus beachtlichen Erfolgen in der internati­
onalen Politik vertreten. Sie beteiligten sich bei­
spielsweise an den beiden VN­Dekaden der indi­
genen Völker (1995­2004 und 2005­2014) und wirk­
ten 2007 an der Ausarbeitung der VN­Erklärung 
über die Rechte der indigenen Völker mit. Sehr ak­
tiv sind sie in den VN­Verhandlungen zu Klima­
schutz und Biodiversität. Hier sind sie als beson­
ders betroffene Bevölkerungsgruppen internatio­
nal anerkannt. Diese Anerkennung, speziell in Be­
zug auf Landrechte, kann zu größerer politischer 
Akzeptanz auf nationaler Ebene führen (Betzold 
und Flesken 2014). 
Obwohl diese Beispiele zeigen, dass sich viele 
indigene Gemeinschaften in ganz Lateinamerika 
zur Vertretung ihrer eigenen Interessen organisie­
ren, entspricht der Umfang dieser Aktivitäten we­
der ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung noch 
den existierenden Ungleichheiten. Das erstaunt um 
so mehr, wenn man einbezieht, dass das Thema In­
digenität in den letzten Jahrzehnten ver stärkt in­
ternationale Aufmerksamkeit fand und westliche 
Nichtregierungsorganisationen (NRO) die An­
liegen und die politische Mobilisierung der indi­
genen Bevölkerung unterstützten. Zudem hätten 
neu entstehende Organisationen von erfolgreichen 
Kampagnen in benachbarten Ländern lernen kön­
nen. Unzureichende Ressourcen, spezifische histo­
rische Erfahrungen, die Existenz von Gegnern und 
das Fehlen von Verbündeten haben zu dieser Dis­
krepanz ebenso beigetragen wie Interessenkon­
flikte innerhalb indigener Organisationen. 
Fehlende Ressourcen
In allen lateinamerikanischen Ländern ist die indi­
gene Bevölkerung sozial und wirtschaftlich mar­
ginalisiert. Für eine effektive nationale Interes­
senvertretung fehlen daher oftmals die nötigen 
finanziellen und menschlichen Ressourcen. Spon­
tane Protestmärsche und Sitzblockaden sind folg­
lich eher möglich als kontinuierliche Lobbyarbeit 
in den relevanten politischen Gremien. Dass es oft 
bei lokalen Protestaktionen bleibt, mag zudem an 
fehlenden juristischen Kenntnissen liegen – nicht 
zuletzt auch deshalb, weil der Staat selbst hier nicht 
angemessen informiert.
Zudem sind lateinamerikanische Länder rela­
tiv dünn besiedelt. Im Durchschnitt leben weni­
ger als 30 Einwohner auf einem Quadratkilometer 
(zum Vergleich: in Deutschland sind es 230 Ein­
wohner). Gerade die indigenen Völker leben vor 
allem in ländlichen, abgelegenen und oft schwer 
zugänglichen Regionen, wie dem Amazonasgebiet; 
dies erschwert die translokale Organisation. Eben­
so wirken die Sprachbarrieren trennend. So gibt 
es beispielweise in Kolumbien 65 und in Mexiko 
68 verschiedene Sprachen (Tabelle 1). Die Medien 
tragen wenig dazu bei, diese Unzulänglichkeiten 
wettzumachen. Zeitungen, Radio­ und Fernseh­
programme berichten selten und wenn, dann oft 
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oberflächlich und/oder parteiisch über einschlä­
gige Ereignisse. Sie vertreten außerdem fast aus­
schließlich die Interessen der traditionellen Eliten 
sowie von Privatunternehmern und konservativen 
Politikern (Kitzberger 2013). 
Mit zunehmender Alphabetisierung und Digi­
talisierung haben sich die Möglichkeiten zur In­
formation und Kommunikation allerdings verbes­
sert. Schon heute nutzen indigene Aktivisten zu­
nehmend die sozialen Netzwerke im Internet. Im 
Juni 2013 informierten Terena­Aktivisten in Brasi­
lien internationale Medien – und damit auch die 
brasilianische Regierung – via Facebook über die 
Tötung eines Terena durch brasilianische Poli­
zisten. Die Webseite <www.servindi.org> berich­
tet als „alternative Nachrichtenagentur“ zu indi­
genen Themen aus ganz Lateinamerika. 
Doch auch wenn fehlende Ressourcen die Mo­
bilisierung erschweren, besteht darin nicht der 
ausschlaggebende Grund für die schwache Orga­
nisation und Mobilisierung. Entscheidend ist viel­
mehr das Zusammenspiel dieses Faktors mit ande­
ren hindernden Faktoren.
Spezifische historische Erfahrungen
Guatemala und Peru verfügen über einen relativ 
hohen indigenen Bevölkerungsanteil, doch die 
pan indigene Mobilisierung ist dort sehr schwach, 
vor allem im Vergleich zu Bolivien oder Ecua­
dor. In beiden Ländern hängt der geringe Mobi­
lisierungsgrad vor allem mit spezifischen histo­
rischen Erfahrungen und der staatlichen Repres­
sion gegen indigene Proteste zusammen. Denn 
während sich in den 1970er und 1980er Jahren 
in anderen lateinamerikanischen Ländern indi­
gene Organisationen bilden und entwickeln konn­
ten, waren Peru und Guatemala bis in die 1990er 
Jahre von Bürgerkriegen gezeichnet, die bis heute 
Auswirkungen auf die gesellschaftliche Entwick­
lung haben. In Peru starben über 69.000 Menschen 
im Konflikt zwischen der maoistischen Guerilla­
gruppe Sendero Luminoso (Leuchtender Pfad) und 
der peruanischen Regierung. In Guatemala gab es 
im Laufe des 36­jährigen Bürgerkriegs zwischen 
Guerilla fraktionen und staatlichen Sicherheitskräf­
ten über 200.000 Todesopfer und Vermisste. In bei­
den Ländern stellte die indigene Landbevölkerung 
das Gros der Opfer; viele flohen in die Städte oder 
gar ins Ausland. Dies schwächte bestehende sozi­
ale Strukturen, die eine Basis für die politische 
Mobilisierung hätten bilden können. Zudem ver­
hinderte die Gewalt eine Organisierung, da poli­
tisches Engagement sowohl von Rebellengrup­
pen als auch von staatlichen Sicherheitskräften 
als feindliche Aktivität gewertet wurde (Van Cott 
2005; Pallister 2013). 
In Vergleich zu anderen lateinamerikanischen 
Ländern konnten sich indigene Interessengruppen 
in Guatemala und Peru daher erst spät entwickeln. 
Auch wenn es in beiden Ländern vermehrt Orga­
nisierungsbemühungen auf nationaler Ebene gibt, 
kommen doch viele Organisationen nicht über 
eine lokale Verankerung hinaus. Diese Fragmen­
tierung verhindert panindigene Bewegungen und 
somit auch die Herausbildung eines übergreifen­
den indigenen Gemeinschaftssinns. Als beispiels­
weise die guatemaltekische Friedensnobelpreisträ­
gerin und Angehörige der Maya Rigoberta Men­
chú in den Jahren 2007 und 2011 bei den Präsident­
schaftswahlen antrat, erhielt sie nur etwa 3 Prozent 
der Stimmen. 
In Peru gibt es ebenfalls keine erfolgreiche in­
digene Partei. Das fehlende Interesse der Bevöl­
kerung an direkter indigener Repräsentation lässt 
sich dort mit unterschiedlicher Wahrnehmung der 
eigenen Interessen erklären. Zwar haben indigene 
Organisationen das Thema der indigenen Rechte 
erfolgreich als Erste auf die politische Agenda ge­
setzt, doch inzwischen wurde es von anderen, grö­
ßeren Parteien aufgenommen. In Peru haben Poli­
tiker in den letzten Jahren von den Entwicklungen 
in den Nachbarländern gelernt und vermehrt die 
Anliegen indigener Peruaner in ihre Argumentati­
on einbezogen; damit haben sie den indigenen Or­
ganisationen den Wind aus den Segeln genommen 
(Raymond und Arce 2013). 
Verbündete und Gegner 
Neben fehlenden Ressourcen und Möglichkeiten 
spielen auch verbündete und gegnerische Kräfte 
eine große Rolle, wenn es um die Mobilisierung 
geht. In Lateinamerika hat die katholische Kirche 
häufig die Organisierung der indigenen Bevöl­
kerung erleichtert. Dies gilt auch für zahlreiche 
NRO und zunehmend für internationale Organi­
sationen, wie den VN­Sondergesandten für Indi­
gene Völker. 
Gegner indigener Organisation sind hingegen 
häufig Vertreter wirtschaftlicher Interessen und 
Regierungen. Sie verfolgen nicht nur entgegenge­
setzte Ziele und sind an der Organisierung indi­
gener Völker nicht interessiert, sondern versuchen 
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anderem auf unterschiedlicher geographischer 
Verortung und entsprechenden lokalen Problemen 
und Konflikten sowie dem Grad der Integration 
in die Gesamtgesellschaft beziehungsweise den 
Staat. Einer der Hauptgründe für Meinungsver­
schiedenheiten besteht im unterschiedlichen Ver­
ständnis von Entwicklung. Während manche indi­
genen Gruppen sich am westlichen, wachstums­
zentrierten Entwicklungsverständnis orientieren, 
setzen andere auf das sogenannte „Gute Leben“ 
(buen vivir oder sumak kawsay), das der Sozial­ und 
Umweltverträglichkeit von Entwicklung größere 
Bedeutung beimisst. 
Im bereits erwähnten TIPNIS­Konflikt in Boli­
vien argumentieren beispielsweise vor allem Tief­
landorganisationen gegen den Bau der Straße und 
für Umweltschutz, während Hochlandorganisatio­
nen für den Bau und damit – aus ihrer Sicht – für 
wirtschaftliche Entwicklung eintreten und die Po­
sition der Regierung teilen. Im Zuge solcher inter­
nen Konflikte kommt es nicht selten zu einer De­
batte darüber, wer „wirklich indigen“ ist. Präsi­
dent Morales, der sowohl in Bolivien als auch in­
ternational als erster indigener Präsident gefeiert 
wurde, wird von manchen Aktivisten als „Sozia­
list statt Indigener“ oder sogar als „Feind der in­
digenen Bewegung“ bezeichnet (Albro 2010: 416). 
Solche Differenzen untergraben die Entstehung 
oder den Ausbau starker überregionaler indige­
ner Bewegungen.
Stattdessen organisieren sich indigene Gemein­
schaften in problemzentrierten lokalen oder be­
rufsbezogenen Interessengemeinschaften. Wo an­
dere Akteure, wie beispielsweise linke Parteien 
oder kirchliche Organisationen, sich des Problems 
der sozioökonomischen Ungleichheit annehmen, 
organisieren sich die Interessenvertretungen nicht 
entlang kollektiver indigener, sondern anderer so­
zialer Identitäten. Die Schnittmenge der Interessen 
von indigenen und linken Organisationen und Par­
teien ist allerdings begrenzt, wie die Erfahrungen 
der nationalen indigenen Organisationen in Boli­
vien und Ecuador zeigen. Während indigene und 
linke Organisationen Anfang der 2000er Jahre in 
der Auseinandersetzung mit der neoliberalen Re­
gierung noch an einem Strang zogen, stehen die in­
digenen Organisationen nach der Wahl der links­
gerichteten Regierungen von Evo Morales und 
Rafael Correa nun in Auseinandersetzung mit ih­
ren ehemaligen Alliierten in Gewerkschaften und 
Arbeiterparteien (Van Cott 2009).
diese auch aktiv zu verhindern. So verwies der bo­
livianische Präsident Evo Morales im Dezember 
2013 – seiner indigenen Rhetorik zum Trotz – die 
dänische Entwicklungshilfeorganisation IBIS des 
Landes, weil sie sich „ungebührlich in die interne 
Politik eingemischt“ habe. Die Anschuldigungen 
gegen IBIS wurden nicht weiter ausgeführt, doch 
es scheint, dass sie für ihre Unterstützung indige­
ner Organisationen bei Auseinandersetzungen mit 
der Regierung abgestraft wurde.
Ein besonders bezeichnendes Beispiel ist Chile, 
wo seit 2002 mehrfach – zuletzt 2013 – das Antiterro­
rismusgesetz gegen Mapuche­Aktivisten eingesetzt 
wurde (Richards 2010; IWGIA 2013). Zwar kam es 
bei den Konflikten mit Mapuche um Landrechte 
häufiger zu gewaltsamen Aktionen wie Landbeset­
zungen, Brandstiftung und Mord. Solche Straftaten 
können allerdings durch Anwendung des beste­
henden Strafrechts sanktioniert werden. Vergehen 
wie Landbesetzung oder Brandstiftung gelten auch 
im internationalen Recht nicht als Terrorismus. Auf 
der Grundlage des Antiterrorismusgesetzes können 
aber Maßnahmen ergriffen werden, die in regulären 
strafrechtlichen Verfahren unzulässig sind: Ver­
dächtige können für unbegrenzte Zeit ohne Ankla­
ge in Untersuchungshaft genommen und die Iden­
tität von Zeugen, die Ermittlungen sowie der Ge­
richtsprozess selbst geheim gehalten werden. Darü­
ber hin aus legitimiert das Gesetz staatliche Gewalt­
anwendung im Zuge von Polizeimaßnahmen zur 
Terrorprävention und stellt protestierende Mapuche 
unter Generalverdacht. Die Menschenrechtsorgani­
sation Human Rights Watch verurteilte bereits im 
Jahr 2004 die Anwendung des Antiterrorismusge­
setzes als unverhältnismäßig; zu diesem Zeitpunkt 
waren bereits mehrere Prozesse aus Mangel an Be­
weisen eingestellt worden. So wird politische Mo­
bilisierung erschwert.
Interessenkonflikte 
Damit es überhaupt zu Mobilisierungsbemü­
hungen kommt, müssen die Betroffenen gemein­
same Interessen wahrnehmen. Obwohl indigene 
Völker von außen oft als homogene Interessenge­
meinschaft gesehen werden und obwohl sie viel­
fältige gemeinsame Probleme haben, nehmen sie 
diese häufig unterschiedlich wahr. Wie in ande­
ren Gruppen auch gibt es unterschiedliche Mei­
nungen zu politischen Strategien. Diese Diffe­
renzen sowohl zwischen indigenen Völkern als 
auch innerhalb der Volksgruppen beruhen unter 
- 7 -GIGA Focus Lateinamerika 5/2014
Bürgerrechte und Partizipation
Ein Zusammenspiel verschiedener Faktoren erklärt 
die ungleichmäßige politische Mobilisierung indi­
gener Völker in Lateinamerika. Führt man sich ihre 
Diversität vor Augen, ist diese Ungleichmäßigkeit 
weniger verwunderlich. Der Hauptgrund für indi­
gene Mobilisierungen – wie auch immer definiert – 
scheint sozioökonomische Ungleichheit zu sein. 
Die Erfahrungen in Lateinamerika legen daher 
nahe, dass die VN­Weltkonferenz über indigene 
Völker im September 2014 ein besonderes Augen­
merk auf den Abbau sozialer Ungleichheit richten 
wird. Dazu ist es zunächst einmal wichtig, dass 
sich Regierungen an die Regeln der repräsentativen 
Demokratie halten, denen sie sich vorgeblich ver­
pflichtet fühlen, und diese auch in allen Teilen des 
Landes für alle gesellschaftlichen Gruppen garan­
tieren. Denn während sich viele lateinamerika­
nische Regierungen vor allem seit den 1990er Jah­
ren zu indigenen Rechten bekannt haben, werden 
diese in der Praxis selten umgesetzt. Stattdes sen 
werden Partizipationsversuche indigener Grup pen 
weiterhin ignoriert oder gar unterdrückt. Eine Öff­
nung der bestehenden politischen Strukturen gäbe 
marginalisierten Teilen der Bevölkerung effekti­
vere Möglichkeiten zur Interessenvertretung und 
könnte zur Reduktion des gesellschaftlichen Kon­
fliktpotenzials beitragen.
Um die politische, wirtschaftliche wie auch ge­
sellschaftliche Beteiligung speziell der indigenen 
Bevölkerung zu erreichen, ist es zudem notwen­
dig, weitere marginalisierende Faktoren – wie bei­
spielsweise die Auswirkungen historischer Pro­
zesse – auszugleichen. Dies kann durch soge­
nannte positive Diskriminierung indigener Bür­
ger und Volksgruppen geschehen. Nur so können 
Gespräche auf Augenhöhe beginnen und die po­
litische Arena kann von allen Teilen der Bevölke­
rung gleichermaßen genutzt werden. 
Schließlich müssen Regierungen anerkennen, 
dass indigene Völker stark heterogen sind. Eine 
Einführung oder Stärkung partizipativ­demokra­
tischer und indigener Institutionen – parallel zur 
Einbeziehung in die Institutionen der repräsen­
tativen Demokratie – kann dazu beitragen, auch 
Minderheiten innerhalb dieser Gruppe Gehör zu 
verschaffen. Indigene Rechte können erst dann 
voll verwirklicht werden – und das ist das Haupt­
ziel der VN­Weltkonferenz –, wenn diese Grund­
voraussetzungen geschaffen worden sind. 
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